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Übersetzung1 

Abkommen 
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und 
den Benelux Staaten (das Königreich Belgien, 
das Grossherzogtum Luxemburg und das Königreich der Niederlande) 
über die Rückübernahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt 

Abgeschlossen am 12. Dezember 2003 
In Kraft getreten am 1. März 2007 
 (Stand am 1. März 2007) 

 
Das Königreich Belgien, das Grossherzogtum Luxemburg und das Königreich der 
Niederlande, kraft der Bestimmungen des Benelux-Vertrags vom 11. April 1960 
gemeinsam handelnd, und die Schweizerische Eidgenossenschaft, 
nachfolgend «die Vertragsparteien» genannt, 
haben im Bestreben, die Rückübernahme von Personen, die sich unbefugt im Ho-
heitsgebiet einer Vertragspartei aufhalten, d.h. von Personen, die die geltenden 
Einreise- und Aufenthaltsbedingungen nicht oder nicht mehr erfüllen, sowie die 
Durchbeförderung zurückzuführender Personen im Geiste der Zusammenarbeit und 
auf der Basis der Gegenseitigkeit zu erleichtern, 
folgendes vereinbart: 

Art. 1 Definitionen und Anwendungsbereich 
1.  Nach dem Wortlaut dieses Abkommens ist zu verstehen unter dem: 

(1) Benelux-Hoheitsgebiet: die Gesamtheit der Hoheitsgebiete, in Europa, des 
Königreichs Belgien, des Grossherzogtums Luxemburg und des Königreichs 
der Niederlande; 

(2) Hoheitsgebiet der Schweiz: das Hoheitsgebiet der Schweiz sowie das Ho-
heitsgebiet des Fürstentums Liechtenstein, wobei die schweizerische Ver-
tragspartei kraft der zwischen der Schweiz und dem Fürstentum Liechtenstein 
geltenden bilateralen Verträge ermächtigt ist, die den Vertragsparteien in 
Anwendung dieses Abkommens übertragenen Aufgaben wahrzunehmen. 

2.  Nach dem Wortlaut dieses Abkommens ist zu verstehen: 
(1) unter «Staatsangehöriger»: jeder Staatsangehörige eines der Benelux-Staaten, 

der Schweiz oder des Fürstentums Liechtenstein; 
(2) unter «Drittstaaten»: jeder Staat ausser den Benelux-Staaten, der Schweiz 

oder dem Fürstentum Liechtenstein; 
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(3) unter «Drittstaatsangehöriger»: jede Person, die nicht Staatsangehöriger eines 
der Benelux-Staaten, der Schweiz oder des Fürstentums Liechtenstein ist; 

(4) unter «Aussengrenzen»: 
a) die erste passierte Grenze, die keine gemeinsame Grenze mit den Ver-

tragsparteien ist, 
b) jeder im Benelux-Hoheitsgebiet oder im Hoheitsgebiet der Schweiz lie-

gende Flug- oder Meereshafen, über den eine Bewegung von Personen 
aus einem oder in einen Drittstaat erfolgt. 

Art. 2 Rückübernahme von Staatsangehörigen 
1.  Jede Vertragspartei nimmt auf Gesuch der anderen Vertragspartei ohne Formali-
täten jede Person in sein Hoheitsgebiet zurück, die sich im Hoheitsgebiet der ersu-
chenden Vertragspartei befindet und die geltenden Einreise- oder Aufenthaltsbedin-
gungen nicht oder nicht mehr erfüllt, wenn nachgewiesen oder glaubhaft gemacht 
werden kann, dass diese Person die Staatsangehörigkeit der ersuchten Vertragspartei 
besitzt. Das Gleiche gilt für jede Person, die nach ihrer Einreise in das Hoheitsgebiet 
der ersuchenden Vertragspartei die Staatsangehörigkeit der ersuchten Vertragspartei 
verloren hat und nicht wenigstens eine Einbürgerungszusicherung vonseiten der 
ersuchenden Vertragspartei erlangt hat. 
2.  Auf Antrag der ersuchenden Vertragspartei und gemäss den Bestimmungen des 
Artikels 6 stellt die ersuchte Vertragspartei unverzüglich die für die Rückführung der 
rückzuübernehmenden Person erforderlichen Reisedokumente aus. 
3.  Die ersuchende Vertragspartei nimmt diese Person unter denselben Bedingungen 
zurück, wenn eine spätere Überprüfung ergibt, dass diese Person zum Zeitpunkt des 
Verlassens des Hoheitsgebiets der ersuchenden Vertragspartei die Staatsangehörig-
keit der ersuchten Vertragspartei nicht besass. Dies ist nicht der Fall, wenn die 
Rückübernahmeverpflichtung daraus resultiert, dass die ersuchte Vertragspartei 
dieser Person ihre Staatsangehörigkeit nach ihrer Einreise in das Hoheitsgebiet der 
ersuchenden Vertragspartei aberkannt hat, ohne dass die betroffene Person wenigs-
tens von der ersuchenden Vertragspartei eine Einbürgerungszusicherung erlangt hat. 

Art. 3 Rückübernahme von Drittstaatsangehörigen 
1.  Jede Vertragspartei nimmt auf Gesuch der anderen Vertragspartei und ohne 
Formalitäten Drittstaatsangehörige in sein Hoheitsgebiet zurück, die die Bedingungen 
für die Einreise in das Hoheitsgebiet oder den Aufenthalt im Hoheitsgebiet der 
ersuchenden Vertragspartei nicht oder nicht mehr erfüllen, wenn nachgewiesen oder 
glaubhaft gemacht werden kann, dass diese Drittstaatsangehörigen durch das Ho-
heitsgebiet der ersuchten Vertragspartei gereist sind oder sich in diesem aufgehalten 
haben. 
2.  Die im Absatz 1 festgelegte Rückübernahmeverpflichtung gilt nicht für: 

– Drittstaatsangehörige, die von der ersuchenden Vertragspartei in den Besitz 
eines anderen Visums als eines Transitvisums oder in den Besitz einer Auf-
enthaltserlaubnis gebracht wurden, das oder die zum Zeitpunkt ihrer Einreise 
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in das Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertragspartei gültig war, oder die, 
nach ihrer Einreise in das Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertragspartei eine 
von der besagten ersuchenden Vertragspartei ausgestellte Aufenthaltserlaub-
nis erlangt haben, es sei denn, dass die ersuchte Vertragspartei ein Visum oder 
eine Aufenthaltserlaubnis ausgestellt hätte, das oder die zu einem späteren 
Datum abläuft; 

– Drittstaatsangehörige, die von der ersuchten Vertragspartei effektiv in ihr 
Herkunftsland oder in einen Drittstaat zurückgeschickt wurden, ausser wenn 
sie nach Durchführung der Wegweisungsmassnahme in das Hoheitsgebiet der 
ersuchenden Vertragspartei über das Hoheitsgebiet der ersuchten Vertrags-
partei eingereist sind. 

3.  Die Vertragsparteien bemühen sich vorrangig, die Angehörigen eines angren-
zenden Staats in ihren Herkunftsstaat zurückzuführen. 
4.  Die Bestimmungen des obenstehenden Absatzes 1 sind jedoch nicht anwendbar, 
wenn die ersuchende Vertragspartei gegenüber dem Drittstaat, dessen Staatsangehö-
riger der Betroffene ist, eine Einreiseregelung ohne Visum anwendet. 
5.  Die Beweismittel, die erlauben festzustellen oder nachzuweisen, dass die von 
diesem Artikel festgelegten Bedingungen erfüllt sind, werden im Anwendungspro-
tokoll beschrieben. 

Art. 4 Rückübernahme von Drittstaatsangehörigen durch 
die für die Einreise verantwortliche Vertragspartei 

1.  Wenn eine im Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertragspartei angekommene 
Person die geltenden Einreise- oder Aufenthaltsbedingungen nicht oder nicht mehr 
erfüllt und sie über ein von der anderen Vertragspartei ausgestelltes gültiges Visum 
oder über eine von der ersuchten Vertragspartei ausgestellte gültige Aufenthaltser-
laubnis verfügt, nimmt letztere Vertragspartei diese Person auf Antrag der ersu-
chenden Vertragspartei ohne Formalitäten in sein Hoheitsgebiet zurück. 
2.  Wenn beide Vertragsparteien ein Visum oder eine Aufenthaltserlaubnis ausgestellt 
haben, ist diejenige Vertragspartei zuständig, deren Visum oder Aufenthaltserlaubnis 
zuletzt abläuft. 
3.  Die Absätze 1 und 2 sind auf die Ausstellung eines Transitvisums nicht anwend-
bar. 

Art. 5 Aufenthaltserlaubnisse 
Unter Aufenthaltserlaubnis im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 und von Artikel 4 ist jede 
von einer Vertragspartei ausgestellte Genehmigung zu verstehen, die das Recht 
verleiht, sich in seinem Hoheitsgebiet aufzuhalten. Diese Definition umfasst keine 
zum Zwecke der Bearbeitung eines Asylantrags ausgestellte vorübergehende Ge-
nehmigung, sich im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei aufzuhalten. 
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Art. 6 Identität und Staatsangehörigkeit 
1.  Die Identität und die Staatsangehörigkeit einer gemäss den in Artikel 2 Absatz 1 
und in Artikel 3 und 4 festgelegten Verfahren rückzuübernehmenden Person werden 
durch folgende Dokumente nachgewiesen: 

– ein gültiges nationales Identitätsdokument; 
– ein gültiger Pass oder ein gültiges Passersatz-Reisedokument mit Foto (Lais-

sez-passer); 
– ein gültiges militärisches Identitätsdokument oder ein anderes gültiges Iden-

titätsdokument des Personals der Armee mit einem Foto des Inhabers; 
– ein wie oben beschriebenes Dokument, dessen Gültigkeitsdauer zum Zeit-

punkt des Empfangs des Rückübernahmegesuchs abgelaufen ist. 
2.  Die Identität und die Staatsangehörigkeit werden durch folgende Dokumente 
glaubhaft gemacht: 

– ein anderes amtliches Dokument als die im vorangehenden Absatz be-
schriebenen Dokumente, das es erlaubt, die Identität der betroffenen Person 
festzustellen ( Führerschein oder anderes Dokument ); 

–  eine vom Konsulat ausgestellte Meldebescheinigung, ein Staatsangehörig-
keits- oder ein Personenstandsausweis. 

3.  Die Vermutung der Identität und der Staatsangehörigkeit kann durch folgende 
Elemente gestützt werden: 

– ein Protokoll eines glaubwürdigen Zeugens, erstellt durch die zuständigen 
Behörden der ersuchenden Vertragspartei; 

– andere Dokumente, die es erlauben, die Identität der betroffenen Person 
festzustellen; 

– die Photokopien der oben beschriebenen Dokumente; 
– das Einvernahmeprotokoll der betroffenen Person, ordnungsgemäss erstellt 

durch die zuständigen Behörden der ersuchenden Vertragspartei; 
– die Sprache, in der die betroffene Person sich ausdrückt. 

Art. 7 Präsentation des Rückübernahmegesuchs 
1.  Jedes Rückübernahmegesuch ist schriftlich zu stellen und hat zu umfassen: 

(1) Die Personendaten des Betroffenen (Name, Vorname, gegebenenfalls frühere 
Namen, Beinamen und Pseudonyme, angenommene Namen, Geburtsdatum 
und -ort, Geschlecht und letzter Wohnsitz); 

(2) Die Beschreibung des Passes oder des Passersatzdokuments (insbesondere 
Seriennummer, Ausstellungsort und -datum, Gültigkeitsdauer, ausstellende 
Behörde) und/oder jeden anderen Urkundenbeweis, der es erlaubt, die 
Staatsangehörigkeit des Betroffenen festzustellen oder nachzuweisen; 

(3) Wenn es sich um ein Gesuch gemäss Artikel 3 Absatz 5 handelt, die im 
Anwendungsprotokoll beschriebenen Beweismittel; 
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(4) Wenn es sich um ein Gesuch gemäss Artikel 4 Absatz 1 handelt, ein Visum 
oder eine Aufenthaltserlaubnis. 

2.  Die ersuchende Vertragspartei kann der ersuchten Vertragspartei jedes andere für 
das Rückübernahmeverfahren zweckdienliche Informationselement präsentieren. 
3.  Wenn der Betroffene medizinisch betreut werden muss, übermittelt die ersuchende 
Vertragspartei zudem eine Beschreibung des Gesundheitszustands und gibt gegebe-
nenfalls an, ob der Betroffene einer besonderen Behandlung, wie ärztliche oder 
andere Betreuung, Überwachung oder Transport im Krankenwagen, bedarf (eventuell 
ärztliches Zeugnis). 
4.  Wenn die rückzuübernehmende Person sich in der internationalen Zone eines 
Flughafens der Vertragsparteien befindet, können die zuständigen Flughafenbehör-
den ein vereinfachtes Verfahren vereinbaren. 

Art. 8 Fristen 
1.  Die ersuchte Vertragspartei beantwortet die an sie gerichteten Rückübernahme-
gesuche unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von drei Werktagen. 
2.  Die ersuchte Vertragspartei nimmt die Person, deren Rückübernahme sie akzep-
tiert hat, unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb eines Monats, in sein  Hoheits-
gebiet zurück. Auf Antrag der ersuchenden Vertragspartei kann diese Frist so lange 
verlängert werden, wie es juristische oder praktische Hindernisse erfordern. 

Art. 9 Rechtsausschluss der Rückübernahmeverpflichtung 
1.  Das Gesuch auf Rückübernahme eines Staatsangehörigen einer der Vertragspar-
teien kann jederzeit gestellt werden. 
2.  Das Gesuch auf Rückübernahme eines Drittstaatsangehörigen muss innerhalb 
einer Frist von maximal einem Jahr nach dem Datum, an dem die Vertragspartei die 
unbefugte Anwesenheit des besagten Drittstaatsangehörigen in seinem Hoheitsgebiet 
ihres Staats festgestellt hat, gestellt werden. 

Art. 10 Durchbeförderung 
1.  Jede der Vertragsparteien genehmigt auf Antrag der anderen Vertragspartei die 
Durchbeförderung von Drittstaatsangehörigen über ihr Hoheitsgebiet, die Gegenstand 
eines von der ersuchenden Vertragspartei verfügten Wegweisungs- oder Einreise-
verweigerungsentscheids sind, unter der Voraussetzung, dass die Durchbeförderung 
durch eventuelle Drittstaaten und die Rückübernahme durch den Zielstaat gewähr-
leistet werden. Die Durchbeförderung erfolgt mittels jeder Art von Transportmittel. 
2.  Die ersuchende Vertragspartei übernimmt die gesamte Verantwortung für die 
Fortsetzung der Reise des Drittstaatsangehörigen in seinen Zielstaat und nimmt diese 
Person wieder zurück, wenn: 

– ein im Absatz 4 dieses Artikels festgelegter Grund eintritt oder nachträglich 
entdeckt wird, der die Durchbeförderung verhindert; oder 
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– wenn die restliche Durchbeförderung oder die Rückübernahme durch den 
Zielstaat nicht mehr gewährleistet werden; oder wenn 

– aus einem anderen Grund der Wegweisungs- oder Einreiseverweigerungs-
entscheid auf dem Hoheitsgebiet des Zielstaates nicht ausgeführt werden 
kann. 

3.  Die Vertragspartei, die den Wegweisungs- oder Einreiseverweigerungsentscheid 
verfügt hat, muss der ersuchten Vertragspartei zum Zwecke der Durchbeförderung 
mitteilen, ob die Person, die Gegenstand dieses Entscheids ist, begleitet werden muss. 
Die ersuchte Vertragspartei kann zum Zwecke der Durchbeförderung: 

– entweder beschliessen, die Begleitung selbst sicherzustellen, wobei die er-
suchende Vertragspartei die entsprechenden Kosten zu erstatten hat; 

– oder beschliessen, die Begleitung in Zusammenarbeit mit der ersuchenden 
Vertragspartei sicherzustellen; 

– oder der ersuchenden Vertragspartei erlauben, die Begleitung auf ihrem Ho-
heitsgebiet selbst sicherzustellen. 

In den beiden letzten Fällen untersteht die Begleitung der ersuchenden Vertragspartei 
der Amtsgewalt der zuständigen Dienststellen der ersuchten Vertragspartei. 
4.  Die Durchbeförderung infolge Wegweisung oder die Durchbeförderung infolge 
Einreiseverweigerung kann insbesondere abgelehnt werden: 

– wenn dem Drittstaatsangehörigen in einem der Durchbeförderungsstaaten 
oder im Zielstaat Verfolgung aufgrund seiner Rasse, seiner Religion, seiner 
Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder aufgrund seiner politischen Meinungen droht; 

– wenn der Drittstaatsangehörige Gefahr läuft, vor einem Strafgericht in dem 
ersuchten Staat, einem möglichen Durchbeförderungs-Drittstaat oder dem 
Zielstaat wegen eines vor der Durchbeförderung bestehenden Sachverhalts 
angeklagt zu werden. 

Die Vertragsparteien unternehmen alle Anstrengungen, die Durchbeförderung auf 
diejenigen Drittstaatsangehörigen zu beschränken, die dem Zielstaat nicht direkt 
übergeben werden können. 

Art. 11 Erlittene und verursachte Schäden 
1.  Wenn ein Begleitungsbeauftragter der ersuchenden Vertragspartei, während er 
sich in Anwendung dieses Abkommens im Durchbeförderungshoheitsgebiet im 
Einsatz befindet, während oder anlässlich der Erfüllung seines Auftrags einen Scha-
den erleidet, übernimmt die Verwaltung der ersuchenden Vertragspartei gemäss 
nationalem Recht die Zahlung der fälligen Entschädigungen. Die ersuchende Ver-
tragspartei übt bezüglich der von ihr gezahlten Entschädigungen keinen Rückgriff auf 
den Durchbeförderungsstaat aus, es sei denn, der Schaden wäre absichtlich oder durch 
schweres Verschulden, entweder durch eine unter der Verantwortung des Durchbe-
förderungsstaats begangene Handlung oder Fahrlässigkeit, verursacht worden. 
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2.  Wenn ein Begleitungsbeauftragter der ersuchenden Vertragspartei, während er 
sich in Anwendung dieses Abkommens im Durchbeförderungshoheitsgebiet im 
Einsatz befindet, während oder anlässlich der Erfüllung seines Auftrags einen Scha-
den verursacht, haftet die ersuchende Vertragspartei gemäss dem Recht der als 
Durchbeförderungsstaat ersuchten Vertragspartei für den an Gegenständen oder an 
anderen Personen als dem eskortierten Ausländer verursachten Schaden. Wenn der 
besagte Begleitungsbeauftragte dem zu eskortierenden Ausländer einen Schaden 
verursacht, haftet die ersuchende Vertragspartei gemäss ihrem eigenen Recht für den 
verursachten Schaden. 
3.  Der Durchbeförderungsstaat, in dessen Hoheitsgebiet der im ersten Satz des oben 
stehenden Absatzes 2 bezeichnete Schaden verursacht wird, gewährleistet den Ersatz 
dieses Schadens unter den Bedingungen, die er einhalten müsste, wenn der Schaden 
durch seine eigenen Beauftragten verursacht worden wäre. 
4.  Die Vertragspartei, deren Beauftragte im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
einen wie im ersten Satz des oben stehenden Absatzes 2 bezeichneten Schaden 
verursacht haben, erstattet Letzterer vollständig den Betrag des Schadensersatzes, den 
diese den Opfern oder deren Berechtigten gezahlt hat. 
5.  Unbeschadet der Ausübung ihrer Rechte gegenüber Dritten und abgesehen von der 
Bestimmung des Absatzes 4 dieses Artikels, verzichten die beiden Vertragsparteien in 
dem Fall, der im ersten Satz des Absatzes 2 bezeichnet ist, darauf, von der anderen 
Vertragspartei die Erstattung des Betrags der von einer von ihnen erlittenen Schäden 
zu verlangen. 

Art. 12 Datenschutz 
Personenbezogene Daten werden nur mitgeteilt, wenn dies für die Umsetzung dieses 
Abkommens durch die zuständigen Behörden der Vertragsparteien erforderlich ist. In 
einem gegebenen Fall unterliegt die Verarbeitung personenbezogener Daten dem 
Recht der Schweizerischen Eidgenossenschaft und, wenn eine zuständige Behörde 
eines Benelux-Staats als Aufsichtsbehörde agiert, den Bestimmungen der Richtlinie 
95/46 EG des Europäischen Parlaments und des EU-Rats vom 24. Oktober 1995 über 
den Schutz der Privatsphäre natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten und über den freien Verkehr dieser Daten, und dem aufgrund dieser 
Richtlinie verfügten nationalen Recht. Des Weiteren sind folgende Prinzipien anzu-
wenden: 

(a) personenbezogene Daten müssen rechtmässig und zulässig verarbeitet wer-
den; 

 (b) personenbezogene Daten müssen für die Realisierung des festgelegten, aus-
drücklichen und legitimen Zwecks der Umsetzung dieses Abkommens ge-
sammelt werden und dürfen nicht später von den Behörden, die sie mitgeteilt 
oder empfangen haben, auf eine mit diesem Zweck unvereinbare Weise ver-
arbeitet werden; 

(c) personenbezogene Daten müssen hinsichtlich der Zwecke, für die sie ge-
sammelt und/oder später verarbeitet werden, adäquat, sachdienlich und ver-
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hältnismässig sein. Übermittelte personenbezogene Daten dürfen aus-
schliesslich betreffen: 
– Personendaten der rückzuübernehmenden Person (Name, Vorname, 

gegebenenfalls frühere Namen, Beinamen oder Pseudonyme, Geburts-
datum und -ort, Geschlecht, aktuelle und vergangene Staatsangehörig-
keit), 

– den Identitätsausweis oder Pass (Nummer, Gültigkeitsdauer, Ausstel-
lungsdatum, ausstellende Behörde, Ausstellungsort), 

– Aufenthaltsorte und Reisewege, 
– weitere für die Identifizierung der rückzuübernehmenden Person oder 

für die Prüfung der Rückübernahmebedingungen gemäss diesem Ab-
kommen zweckdienliche Daten; 

(d) personenbezogene Daten müssen richtig sein und wenn erforderlich aktuali-
siert werden;  

(e) personenbezogene Daten dürfen nicht in einer Form aufbewahrt werden, die 
es erlaubt, die betroffene Person länger zu identifizieren, als es für die Reali-
sierung der Zwecke, für die diese Daten gesammelt oder später verarbeitet 
wurden, erforderlich ist; 

(f) die mitteilende und die empfangende Behörde treffen alle erforderlichen 
Massnahmen, um auf die Berichtigung, Löschung oder Sperrung der perso-
nenbezogenen Daten zu achten, wenn deren Verarbeitung nicht den Be-
stimmungen dieses Artikels entspricht, insbesondere weil die Daten unzu-
reichend, nicht zweckdienlich, falsch oder unverhältnismässig hinsichtlich 
des Zwecks der Verarbeitung sind. Diese Bestimmung betrifft auch die Mit-
teilung jeder Berichtigung, Löschung oder Sperrung an die andere Vertrags-
partei; 

(g) die empfangende Behörde informiert die mitteilende Behörde auf deren 
Wunsch darüber, wie sie die mitgeteilten Daten verwendet und welche Er-
gebnisse sie damit erzielt hat; 

(h) personenbezogene Daten dürfen nur den einzig und allein zuständigen Be-
hörden mitgeteilt werden. Ihre spätere Weitergabe an andere Behörden un-
terliegt der vorherigen Genehmigung durch die mitteilende Behörde; 

(i) die mitteilenden und empfangenden Behörden sind verpflichtet, die Mittei-
lung und den Empfang personenbezogener Daten schriftlich zu registrieren. 

Art. 13 Kosten 
1.  Die Transportkosten der Personen, die gemäss den Artikeln 2, 3 und 4 rücküber-
nommen werden, werden von der ersuchenden Vertragspartei getragen. 
2.  Die Durchbeförderungskosten bis zur Grenze des Zielstaats sowie gegebenenfalls 
die sich aus der Rückreise ergebenden Kosten werden gemäss Artikel 10 von der 
ersuchenden Vertragspartei getragen. 
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Art. 14 Expertenausschuss 
1.  Die Vertragsparteien helfen sich gegenseitig bei der Anwendung und Auslegung 
dieses Abkommens. Zu diesem Zweck richten sie einen Expertenausschuss mit 
folgenden Aufgaben ein: 

(1) Verfolgung der Anwendung dieses Abkommens; 
(2) Präsentation von Lösungsvorschlägen für die mit der Anwendung dieses 

Abkommens verbundenen Probleme; 
(3) Formulierung von Vorschlägen zur Änderung und Vervollständigung dieses 

Abkommens; 
(4) Ausarbeitung und Empfehlung von Massnahmen, die geeignet sind, die ille-

gale Einwanderung zu bekämpfen. 
2.  Die Vertragsparteien behalten sich das Recht vor, die vom Ausschuss vorge-
schlagenen Massnahmen zu genehmigen oder abzulehnen. 
3.  Der Ausschuss wird aus Vertretern der Vertragsparteien gebildet. Die Vertrags-
parteien bestimmen unter sich den Vorsitzenden und seine Stellvertreter. Zudem 
bestimmen sie stellvertretende Mitglieder. Weitere Experten können zu den Bera-
tungen hinzugezogen werden. 
4.  Der Ausschuss tritt auf Vorschlag einer der Vertragsparteien zusammen. 

Art. 15 Unberührtheitsklausel 
Das vorliegende Abkommen lässt die Verpflichtungen aus: 

(1) dem Genfer Abkommen vom 28. Juli 19512 über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge in der Fassung des Protokolls von New York vom 31. Januar 
19673; 

(2) Auslieferungs- und Durchbeförderungsverträgen; 
(3) der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 

4. November 19504; 
(4) dem europäischen Gemeinschaftsrecht für das Königreich Belgien, das Gross-

herzogtum Luxemburg und das Königreich der Niederlande; 
(5) dem internationalen Asylabkommen und der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des 

Rates vom 18. Februar 2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur 
Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Dritt-
staatsangehörigen in einem Mitgliedsstaat gestellten Asylantrags, für das Kö-
nigreich Belgien, das Grossherzogtum Luxemburg und das Königreich der 
Niederlande; 

  

2 SR 0.142.30 
3 SR 0.142.301 
4 SR 0.101 
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(6) dem Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 19845; 

(7) dem Europäischen Übereinkommen vom 16. Oktober 19806 über den Übergang 
der Verantwortung für Flüchtlinge für das Königreich Belgien, das Grossher-
zogtum Luxemburg und das Königreich der Niederlande; 

(8) internationalen Abkommen und Verträgen über die Rückübernahme ausländi-
scher Staatsangehöriger unberührt. 

Art. 16 Anwendungsprotokoll 
Alle weiteren für die Anwendung dieses Abkommens erforderlichen praktischen 
Bestimmungen werden im Anwendungsprotokoll festgelegt. 
Änderungen des Protokolls erfolgen durch Notenaustausch zwischen der schweize-
rischen Eidgenossenschaft und den Benelux-Staaten. 

Art. 17 Territoriale Anwendung 
Das Königreich der Niederlande betreffend, kann die Anwendung dieses Abkommens 
auf die Niederländischen Antillen und auf Aruba durch Mitteilung an das Königreich 
Belgien erweitert werden, das Verwahrer dieses Abkommens ist und die anderen 
Vertragsparteien anschliessend informiert. 

Art. 18 Inkrafttreten 
1.  Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats in Kraft, der auf das 
Empfangsdatum der Note folgt, durch die die letzte der Vertragsparteien dem Kö-
nigreich Belgien die Erfüllung der für das Inkrafttreten erforderlichen internen 
Formalitäten mitgeteilt haben wird. 
2.  Das Königreich Belgien informiert jede der Vertragsparteien über die im Absatz 1 
bezeichneten Mitteilungen und über das Datum des Inkrafttretens dieses Abkom-
mens. 

Art. 19 Suspendierung und Kündigung 
1.  Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte Dauer geschlossen. 
2.  Das Königreich Belgien, das Grossherzogtum Luxemburg und das Königreich der 
Niederlande gemeinsam und die Schweizerische Eidgenossenschaft können nach 
diesbezüglicher Mitteilung an das Königreich Belgien, das die anderen Vertragspar-
teien darüber informiert, dieses Abkommen aus wichtigen Gründen, insbesondere 
zum Schutze der Staatssicherheit, der öffentlichen Ordnung oder Gesundheit, mittels 
Mitteilung suspendieren. Die Vertragsparteien informieren sich unverzüglich auf 
diplomatischem Wege über die Aufhebung einer solchen Massnahme. 

  

5 SR 0.105 
6 SR 0.142.305 
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3.  Das Königreich Belgien, das Grossherzogtum Luxemburg und das Königreich der 
Niederlande gemeinsam und die Schweizerische Eidgenossenschaft können nach 
diesbezüglicher Mitteilung an das Königreich Belgien, das die anderen Vertragspar-
teien darüber informiert, das vorliegende Abkommen kündigen. 
4.  Die Suspendierung oder Kündigung dieses Abkommens wird am ersten Tag des 
zweiten Monats, der auf den Monat folgt, in dem das Königreich Belgien die im 
Absatz 2 bzw. im Absatz 3 bezeichnete Mitteilung erhalten hat, wirksam. 

Art. 20 Verwahrer 
Das Königreich Belgien ist Verwahrer dieses Abkommens. 

Zu Urkund dessen, haben die hierzu ordnungsgemäss ermächtigten Vertreter der 
Vertragsparteien ihre Unterschrift unter dieses Abkommen gesetzt. 

Geschehen zu Bern am 12. Dezember 2003, in französischer und in niederländischer 
Sprache, wobei beide Texte gleichermassen authentisch sind. 

Das Original wird im Königreich Belgien verwahrt, das Verwahrer dieses Abkom-
mens ist und das beglaubigte Kopien dieses Abkommens an die anderen Vertrags-
parteien verteilt. 
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Protokoll 
über die Anwendung des Abkommens zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und den Benelux-Staaten (das Königreich Belgien, 
das Grossherzogtum Luxemburg, das Königreich der Niederlande) über 
die Rückübernahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt 

 
Die Schweizerische Eidgenossenschaft und die Benelux-Staaten (das Königreich 
Belgien, das Grossherzogtum Luxemburg und das Königreich der Niederlande) haben 
hinsichtlich der Implementierung des Abkommens vom 12. Dezember 2003 zwischen 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft und den Benelux-Staaten (das Königreich 
Belgien, das Grossherzogtum Luxemburg, das Königreich der Niederlande) über die 
Rückübernahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt das Folgende vereinbart: 

Art. 1 Gesuch 
1.  Das Rückübernahmegesuch wird gestellt, wenn die Identität und die Staatsan-
gehörigkeit der rückzuübernehmenden Person in Anwendung des Artikels 6 des 
Abkommens festgestellt oder nachgewiesen werden, und, im Falle eines Gesuchs 
gemäss Artikel 3 oder 4 des Abkommens, wenn festgestellt oder nachgewiesen 
wurde, dass die Bedingungen für die Rückübernahme von Drittstaatsangehörigen 
erfüllt sind. 
2.  Die ersuchende Vertragspartei richtet an die zuständige Behörde der ersuchten 
Vertragspartei ein schriftliches Gesuch. 
3.  Das Gesuch wird auf einem Formular präsentiert, das dem Formular im Anhang 1 
dieses Protokolls entspricht. Es enthält: 

(a) den Namen und die Adresse der zuständigen Behörde der ersuchenden Ver-
tragspartei, die Aktennummer und das Datum des Gesuchs; 

(b) den Namen und die Adresse der zuständigen Behörde der ersuchten Ver-
tragspartei; 

(c) die Daten der rückzuübernehmenden Person; 
(d) gegebenenfalls Angaben über minderjährige Kinder;  
(e) die Unterschrift des Vertreters und das offizielle Siegel der zuständigen Be-

hörde der ersuchenden Vertragspartei. 
4.  Die folgenden Daten sind bezüglich der rückzuübernehmenden Person zu liefern: 

(a) Die Personendaten: 
– Der Name und der(die) Vorname(n), 
– Das Geburtsdatum, 
– Der Geburtsort und -staat, 
– Das Geschlecht, 



Rückübernahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt -  
Abk. mit den Benelux Staaten 

13 

0.142.111.729 

– Der letzte Wohnsitz im Hoheitsgebiet der ersuchten Vertragspartei, 
– Der gegebenenfalls frühere Name, das Pseudonym oder der Beiname; 

(b) Die Beschreibung des Passes oder des als Passersatz dienenden Reisedoku-
ments (insbesondere laufende Nummer, Ausstellungsort und -datum, Gül-
tigkeitsdauer, ausstellende Behörde) und/oder jedes andere Dokument, an-
hand dessen die Staatsangehörigkeit der betreffenden Person festgestellt oder 
glaubhaft gemacht werden kann; 

(c) Zwei Passbilder. 
5.  Angaben über minderjährige Kinder: 

(a) Der Name und der (die) Vorname(n); 
(b) Das Verwandschaftsverhältnis zum Inhaber des Reiseausweises; 
(c) Der Geburtstag, -monat, und -jahr; 
(d) Der Geburtsort. 

Hinzuzufügen: 
(e) Die Geburtsurkunde für im Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertragspartei 

geborene Kinder; 
(f) Für im Hoheitsgebiet eines anderen Staates geborene Kinder, wenn möglich, 

Geburtsurkunde; 
(g) Ein Photo für jedes Kind über fünf Jahre. 

Art. 2 Beweismittel für Drittstaatsangehörige 
1.  Die folgenden Beweismittel erlauben es, gemäss Artikel 3 Absatz 5 des Abkom-
mens festzustellen, dass die Bedingungen für die Rückübernahme von Drittstaats-
angehörigen erfüllt sind: 

(a) ein Visum oder eine Aufenthaltsgenehmigung, ausgestellt von den zustän-
digen Behörden der ersuchten Vertragspartei, gültig oder mit einer seit nicht 
mehr als zwei Jahren abgelaufenen Gültigkeitsdauer; 

(b) Ein- oder Ausreisestempel oder gleichartige Einträge im Reisedokument des 
Betroffenen, die seine Einreise in das oder seinen Aufenthalt im Hoheits-
gebiet der ersuchten Vertragspartei belegen oder die es erlauben, seine Ein-
reise in das Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertragspartei vom Hoheitsgebiet 
der ersuchten Vertragspartei aus (Reiseweg) zu belegen; 

(c) von den zuständigen Behörden der ersuchten Vertragspartei auf den Namen 
des Betroffenen ausgestellte Dokumente wie zum Beispiel einen Führerschein 
oder einen Personalausweis; 

(d) Personenstandsdokumente oder eine Bescheinigung über die Meldung im 
Hoheitsgebiet der ersuchten Vertragspartei; 

(e) Kopien der oben genannten Dokumente. 
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2.  Die folgenden Beweismittel erlauben es, gemäss Artikel 3 Absatz 5 des Abkom-
mens nachzuweisen, dass die Bedingungen für die Rückübernahme von Drittstaats-
angehörigen erfüllt sind: 

(a) auf den Namen des Betroffenen ausgestellte Reisetickets, Dokumente oder 
Rechnungen, die bescheinigen, dass der Betroffene in das Hoheitsgebiet der 
ersuchten Vertragspartei eingereist ist oder sich darin aufgehalten hat, oder 
die es erlauben zu bescheinigen, dass der Betroffene vom Hoheitsgebiet der 
ersuchten Vertragspartei aus in das Hoheitsgebiet der ersuchenden Ver-
tragspartei eingereist ist (zum Beispiel: Hotelrechnungen, Belege über Arzt- 
oder Zahnarztbesuche, Eintrittskarten für öffentliche oder private Institutio-
nen, Passagierlisten von Flug- oder Schifffahrtsgesellschaften usw.); 

(b) Informationen, aus denen hervorgeht, dass der Betroffene die Dienste eines 
Touristenführers oder eines Reisebüros in Anspruch genommen hat; 

(c) amtliche Erklärungen insbesondere von Grenzbeamten oder anderen Be-
diensteten, die in der Lage sind zu bezeugen, dass der Betroffene die Grenze 
des Hoheitsgebiets der ersuchten Vertragspartei passiert hat; 

(d) amtliche Erklärungen von Bediensteten über die Präsenz des Betroffenen im 
Hoheitsgebiet der ersuchten Vertragspartei; 

(e) eine seit mehr als zwei Jahren abgelaufene Aufenthaltsgenehmigung, ausge-
stellt von den zuständigen Behörden der ersuchten Vertragspartei; 

(f) ein Protokoll, das den Ort und die Umstände der Festsetzung des Betroffenen 
nach seiner Einreise in das Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertragspartei 
beschreibt; 

(g) von einer internationalen Organisation kommunizierte Informationen über die 
Identität und den Aufenthalt des Betroffenen im Hoheitsgebiet der ersuchten 
Vertragspartei oder über den Reiseweg des Betroffenen vom Hoheitsgebiet 
der ersuchten Vertragspartei aus bis ins Hoheitsgebiet der ersuchenden Ver-
tragspartei; 

(h) Berichte oder die Bestätigung von Informationen durch Familienmitglieder 
oder Reisebegleiter des Betroffenen oder durch andere Personen in Form ei-
ner bei den zuständigen Behörden der Vertragsparteien abgegeben Zeugen-
aussage; 

(i) bei den zuständigen Behörden der ersuchenden Vertragspartei abgegebene 
Erklärungen des Betroffenen (kohärente und ausreichend detaillierte Erklä-
rungen, die objektiv überprüfbare Fakten enthalten); 

(j) andere Dokumente (zum Beispiel nicht auf den Namen lautende Eintritts-
karten) oder zuverlässige Informationen, die es erlauben, den Aufenthalt im 
oder den Transit des Betroffenen durch das Hoheitsgebiet der ersuchten Ver-
tragspartei zu belegen. 
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Art. 3 Antwort auf das Gesuch 
1.  Die zuständige Behörde der ersuchten Vertragspartei hat der Behörde der ersu-
chenden Vertragspartei ihre Antwort auf das Gesuch innerhalb der im Artikel 8 des 
Abkommens festgelegten Fristen zur Kenntnis zu geben. 
2.  Die Antwort auf das Gesuch hat zu enthalten: 

(a) den Namen und die Adresse der zuständigen Behörde der ersuchten Ver-
tragspartei, die Aktennummer und das Datum der Antwort auf das Gesuch; 

(b) den Namen und die Adresse der zuständigen Behörde der ersuchenden Ver-
tragspartei; 

(c) den Namen und die Vornamen, den Geburtsort und das Geburtsdatum des 
Betroffenen; 

(d) die Erklärung, dass eine Verpflichtung zur Rückübernahme des Betroffenen 
im Sinne der Bestimmungen der Artikel 2, 3 oder 4 des Abkommens besteht; 

oder 
im Falle einer negativen Antwort eine erläuternde Mitteilung darüber, dass aufgrund 
der durchgeführten Überprüfungen die Identität des Betroffenen nicht festgestellt 
werden konnte und/oder dass die Rückübernahmeverpflichtung im Sinne der Arti-
kel 2, 3 oder 4 des Abkommens auf den Betroffenen nicht anwendbar ist. 

Art. 4 Reiseausweis 
1.  Die zuständige Behörde der ersuchenden Vertragspartei übermittelt der diploma-
tischen oder konsularischen Vertretung der ersuchten Vertragspartei die positive 
Antwort auf das Gesuch zwecks Erlangung des Reisausweises. 
2.  Die diplomatische oder konsularische Vertretung der ersuchten Vertragspartei 
stellt in Anbetracht der positiven Antwort auf das Gesuch den Reiseausweis für die 
Person aus, deren Rückübernahme genehmigt worden ist.  
3.  Der Reiseausweis hat eine Gültigkeitsdauer von mindestens sechs Monaten. 
4.  Wenn die zuständige Behörde der ersuchenden Vertragspartei nicht in der Lage ist, 
eine Person vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des Reiseausweises zu übergeben, teilt 
sie dies der zuständigen Behörde der ersuchten Vertragspartei mit. Sobald die tat-
sächliche Übergabe des Betroffenen erfolgen kann, liefert die zuständige Behörde der 
ersuchten Vertragspartei innerhalb von fünf Werktagen, nachdem die zuständige 
Behörde der ersuchenden Vertragspartei ein diesbezügliches Gesuch gestellt hat, 
einen neuen Reiseausweis mit wiederum einer Gültigkeitsdauer von sechs Monaten. 

Art. 5 Rückübernahmeverfahren 
1.  Die zuständige Behörde der ersuchenden Vertragspartei benachrichtigt die zu-
ständige Behörde der ersuchten Vertragspartei über die Rückkehr des Betroffenen 
drei Werktage vor dem für die Rückkehr vorgesehenen Datum. 
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2.  Diese Benachrichtigung hat schriftlich auf einem Formular gemäss Anhang 2 
dieses Protokolls zu erfolgen. Sie hat die folgenden Angaben zu enthalten: 

(a) den Namen und die Adresse der zuständigen Behörde der ersuchenden Ver-
tragspartei, die Aktennummer und das Datum der Rückkehrbenachrichtigung; 

(b) den Namen und die Adresse der zuständigen Behörde der ersuchten Ver-
tragspartei; 

(c) den Namen, die Vornamen, den Geburtsort und das Geburtsdatum des Be-
troffenen; 

(d) die Aktennummer und das Datum der Antwort auf das Gesuch; 
(e) Angaben darüber, ob es sich um eine Person handelt, die aufgrund ihres Ge-

sundheitszustands oder ihres Alters einer besonderen Behandlung oder 
Betreuung bedarf; 

(f) hinsichtlich der Bereitstellung der erforderlichen Begleitung Angaben dar-
über, ob es sich um eine Person handelt, die Zwischenfälle verursachen kann. 

3.  Falls es der zuständigen Behörde der ersuchenden Vertragspartei nicht möglich 
sein sollte, die im Artikel 8 dieses Abkommens vorgeschriebene Frist für die Über-
gabe des Betroffenen einzuhalten, hat sie darüber unverzüglich die zuständige Be-
hörde der ersuchten Vertragspartei zu informieren. Sobald die Übergabe des Betrof-
fenen tatsächlich erfolgen kann, setzt die zuständige Behörde der ersuchenden 
Vertragspartei die zuständige Behörde des ersuchten Vertragspartei darüber unter 
Einhaltung der im Absatz 1 dieses Artikels festgelegten Frist in Kenntnis. 

Art. 6 Begleitung 
1.  Erfolgt die Durchbeförderung mit Begleitung, erfüllen die Begleitungsbeauftrag-
ten der ersuchenden Vertragspartei ihre Aufgabe in Zivil und ohne Waffen und führen 
die Durchbeförderungsgenehmigung mit. 
2.  Die Beaufsichtigung und das Anbordbringen des Drittstaatsanghörigen werden 
von den Begleitungsbeauftragten, mit Unterstützung und unter der Amtsgewalt der 
ersuchten Vertragspartei, durchgeführt. Gegebenenfalls können die Beaufsichtigung 
und das Anbordbringen, im Einvernehmen mit den Begleitungsbeauftragten, von der 
ersuchten Vertragspartei durchgeführt werden. 
3.  Die Behörden des Durchbeförderungsstaats gewähren den Begleitungsbeauftrag-
ten der ersuchenden Vertragspartei bei der Wahrnehmung ihrer Funktion im Rahmen 
dieses Abkommens denselben Schutz und dieselbe Unterstützung, die entsprechende 
Beauftragte ihres eigenen Landes erhalten. 
4.  Die Begleitungsbeauftragten der ersuchenden Vertragspartei werden den ent-
sprechenden Beauftragten der ersuchten Vertragspartei hinsichtlich Delikten gleich-
gestellt, die in Ausübung ihrer Funktionen bei der Durchbeförderung im Hoheitsge-
biet der ersuchten Vertragspartei eventuell gegen sie oder von ihnen begangen 
werden. Sie unterliegen den Bestimmungen der zivil- und strafrechtlichen Haftung 
der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet sie intervenieren. 
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5.  Die Begleitungsbeauftragten, die, in Anwendung dieses Abkommens ihre Funk-
tionen im Hoheitsgebiet des Durchbeförderungsstaats ausüben sollen, müssen jeder-
zeit ihre Identität, ihre Eigenschaft und die Art ihres Auftrags durch Vorlage der von 
der ersuchten Vertragspartei ausgestellten Durchbeförderungsgenehmigung nach-
weisen können. 

Art. 7 Grenzübergänge 
1.  Bei Beförderung auf dem Luftwege können Personen kraft dieses Abkommens an 
folgenden Orten übergeben und übernommen werden: 
 – Für das Königreich Belgien: National Airport Brüssel 
 – Für das Grossherzogtum Luxemburg: Flughafen Luxemburg 
 – Für das Königreich der Niederlande: Flughafen Schiphol in Amsterdam 
 – Für die Schweiz: Flughafen Zürich-Kloten 

Flughafen Genf-Cointrin 
Flughafen Basel-Mülhausen 
Flughafen Bern-Belp 

 Die Flughäfen Basel-Mülhausen und Bern-Belp können nicht für den Transit 
benutzt werden. 

2.  Erfolgt die Rückübernahme auf dem Landweg, teilt die ersuchte Vertragspartei der 
ersuchenden Vertragspartei die zuständige Behörde für den betreffenden Fall mit. 

Art. 8 Zuständige Behörden 
Dreissig Tage nach Abschluss dieses Abkommens tauschen die Vertragsparteien die 
Liste der für die Umsetzung dieses Abkommens zuständigen Behörden und deren 
Adressen aus. 

Art. 9 Expertenausschuss 

30 Tage nach dem Inkrafttreten des Abkommens informieren sich die zuständigen 
Behörden der Vertragspartei gegenseitig über die Zusammensetzung der Delegation 
für den in Artikel 14 dieses Abkommens vorgesehenen Expertenausschuss. 
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Art. 10 Schlussbestimmung 
Dieses Protokoll gilt ab dem Tag des Inkrafttretens des zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und den Benelux-Staaten (das Königreich Belgien, das Gross-
herzogtum Luxemburg und das Königreich der Niederlande) über die Rücküber-
nahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt geschlossenen Abkommens. 

Geschehen in Bern am 12. Dezember 2003, in französischer und in niederländischer 
Sprache, wobei beide Texte gleichermassen authentisch sind. 

(Es folgen die Unterschriften) 
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Anhang 1 

Abkommen 
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und den 
Benelux-Staaten (Königreich Belgien, Grossherzogtum Luxemburg, 
Königreich der Niederlande) über die Rückübernahme 
von Personen mit unbefugtem Aufenthalt 

Rückübernahmegesuch 
(Art. 1 des Anwendungsprotokolls) 

Gesuchsdatum:  

Aktennummer:  

Zuständige Behörde 
der ersuchenden Partei 

 
Telefon: 

 
Fax: 

Zuständige Behörde 
der ersuchten Partei 

 
Telefon: 

 
Fax: 

A – Daten bezüglich der rückzuübernehmenden Person7 

Name Vorname 
Mädchenname  
Früherer Name, Pseudonym oder Beiname  

Geburtsdatum Geburtsort und -staat 
Staatsangehörigkeit Geschlecht 

Letzter Wohnsitz im Hoheitsgebiet 
der ersuchten Vertragspartei 

 

  

7 Zwei Passbilder hinzufügen. 
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B – Angaben über minderjährige Kinder8, 9 

Name Vorname 

Verwandschaftsverhältnis  
Geburtsdatum Geburtsort und -Staat 
Staatsangehörigkeit Reisedokumenten-Nr. 

C – Dokumente, anhand deren die Staatsangehörigkeit der 
betreffenden Person festgestellt oder glaubhaft gemacht werden kann10 

Reise-, Identitäts- oder 
Staatsangehörigkeitsdokument 

Seriennummer 

Ausstellende Behörde  

Ausstellungsort und -datum  
Gültigkeitsdauer  

D – Falls vorhanden Informationen über Visa oder Aufenthaltstitel 
der rückzuübernehmenden Person11 

Visum oder Aufenthaltsgenehmigung Seriennummer 

Ausstellende Behörde  
Ausstellungsort und -datum  
Gültigkeitsdauer  

E – Beweismittel, nach denen die Bedingungen 
für eine Rückübernahme erfüllt sind12 

Anzahl der Beweismittel  

Aufzählung der Beweismittel  

  

8 Geburtsurkunde für im Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertragspartei geborene Kinder 
hinzufügen; Geburtsurkunde, wenn möglich, für im Hoheitsgebiet eines anderen Staates 
geborene Kinder hinzufügen. 

9 Ein Foto für jedes Kind über fünf Jahre hinzufügen. 
10 Kopie der Dokumente als Beilage hinzufügen. 
11 Kopie der Dokumente als Beilage hinzufügen. 
12 Kopie der Beweismittel als Beilage hinzufügen. 
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F – Begründung 

G – Datum und Unterschrift Offizieller Stempel der zuständigen 
Behörde der ersuchenden Vertragspartei 

H – Empfangsbestätigung des Gesuchs 

Datum  
Name des Sachbearbeiters  
Unterschrift  

I – Antwort zum Gesuch 

Datum der Antwort auf das Gesuch:  
Aktennummer:  

Die Rückübernahmepflicht gestützt auf 
Artikel 2, 3 oder 4 besteht in Bezug auf 
die unter Punkt A genannte Person 

          Ja Nein 

Name des Sachbearbeiters  

Unterschrift  
Offizielles Siegel der zuständigen Behörde 
der ersuchten Vertragspartei 

 

Begründung im Falle einer ablehnenden Antwort: 
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Anhang 2 

Abkommen 
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und den Bene-
lux-Staaten (Königreich Belgien, Grossherzogtum Luxemburg, König-
reich der Niederlande) über die Rückübernahme von Personen 
mit unbefugtem Aufenthalt 

Anmeldung der Rückreise 
(Art. 5 des Anwendungsprotokolls) 

Gesuchsdatum:  

Aktennummer:  

Zuständige Behörde 
der ersuchenden 
Vertragspartei 

 
 
Telefon: 

 
 
Fax: 

Zuständige Behörde 
der ersuchenden 
Vertragspartei 

 
 
Telefon: 

 
 
Fax: 

A – Daten bezüglich der rückzuübernehmenden Person 

Name Vorname 

Mädchenname  

Früherer Name, Pseudonym oder Beiname  
Geburtsdatum Geburtsort und -staat 

Staatsangehörigkeit Geschlecht 

B – Information über die Antwort auf das Rückübernahmegesuch 

Aktennummer  
Datum der Antwort auf das Gesuch  
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C – Vorgeschlagene Modalitäten für die Rückübernahme 

Datum  

Zeit  
Ort  
Transportmodalität Flugzeug 

Flugnummer 
Fahrzeug 
Zulassungsnummer 

Andere 

Wenn Eskorte, Name der Begleitbeamten  

D – Besondere Bestimmungen 

Spezielle Betreuung  
Allfällige Gefahren  

E – Bemerkungen 

F – Datum und Unterschrift Offizieller Stempel der zuständigen 
Behörde der ersuchenden Vertragspartei 
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